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 Veröffentlicht am 26.03.2021

Index

40/01 Verwaltungsverfahren

Norm

AVG §37

AVG §39 Abs2

AVG §45 Abs2

VwGVG 2014 §17

VwGVG 2014 §24

1. AVG § 37 heute

2. AVG § 37 gültig ab 01.01.1999 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 158/1998

3. AVG § 37 gültig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

1. AVG § 39 heute

2. AVG § 39 gültig ab 15.08.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 57/2018

3. AVG § 39 gültig von 20.04.2002 bis 14.08.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 65/2002

4. AVG § 39 gültig von 01.01.1999 bis 19.04.2002 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 158/1998

5. AVG § 39 gültig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

1. AVG § 45 heute

2. AVG § 45 gültig ab 01.02.1991

Rechtssatz

Das Fernbleiben einer Partei von einer mündlichen Verhandlung, mag es auch nicht entschuldigt sein, ist nicht in

jedem Fall als Verweigerung einer gegebenenfalls bestehenden Mitwirkungsp=icht (vgl. dazu etwa VwGH 20.11.2019,

Ro 2019/03/0022) anzusehen. Eine Verweigerung der Mitwirkungsp=icht wird jedoch dann anzunehmen sein, wenn in

der Ladung zur Verhandlung oder in einer sonstigen Verfahrensanordnung zuvor darauf hingewiesen wurde, dass die

Teilnahme der Partei oder eines informierten Vertreters der Partei an der Verhandlung zur Klärung des Sachverhaltes

erforderlich ist. Unterbleibt in diesem Fall ohne ausreichende Gründe die gebotene Mitwirkung der Partei, so kann dies

beweiswürdigend berücksichtigt werden. Liegen keine anderen Beweisergebnisse zum jeweiligen Beweisthema vor

und ist es dem VwG nicht möglich, sich amtswegig von den relevanten Umständen Kenntnis zu verschaCen, so kann

dies auch eine Negativfeststellung zu den im Rahmen der Mitwirkungsp=icht von der ausgebliebenen Partei unter

Beweis zu stellenden Umständen rechtfertigen.Das Fernbleiben einer Partei von einer mündlichen Verhandlung, mag

es auch nicht entschuldigt sein, ist nicht in jedem Fall als Verweigerung einer gegebenenfalls bestehenden

Mitwirkungsp=icht vergleiche dazu etwa VwGH 20.11.2019, Ro 2019/03/0022) anzusehen. Eine Verweigerung der

Mitwirkungsp=icht wird jedoch dann anzunehmen sein, wenn in der Ladung zur Verhandlung oder in einer sonstigen

Verfahrensanordnung zuvor darauf hingewiesen wurde, dass die Teilnahme der Partei oder eines informierten
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Vertreters der Partei an der Verhandlung zur Klärung des Sachverhaltes erforderlich ist. Unterbleibt in diesem Fall

ohne ausreichende Gründe die gebotene Mitwirkung der Partei, so kann dies beweiswürdigend berücksichtigt werden.

Liegen keine anderen Beweisergebnisse zum jeweiligen Beweisthema vor und ist es dem VwG nicht möglich, sich

amtswegig von den relevanten Umständen Kenntnis zu verschaCen, so kann dies auch eine Negativfeststellung zu den

im Rahmen der Mitwirkungsp=icht von der ausgebliebenen Partei unter Beweis zu stellenden Umständen

rechtfertigen.
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